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«Es sind vil zvil Lüüt!»
Nach acht Wochen Fernunterricht und vier Wochen Unterricht
in Halbklassen kehren die Zürcher Schulen zur Normalität zurück.
Wie haben sie die Corona-Krise gemeistert? Von Sascha Britsko,
Linda Koponen (Text) und Simon Tanner (Bilder)

Im Schulhaus Juch in Zumikon herrscht wieder viel Betrieb.Manche der Kinder sehen sich zum ersten Mal seit dem 13.März wieder.

AndiesemMontagmorgen sagt dieKlas-
senlehrerin Monika O’Doherty einen
Satz, den sie schon lange nicht mehr sa-
gen durfte: «Wenn ihr wollt, könnt ihr
näher zusammenrutschen.» Die Kinder
schauen einander irritiert an, fast so, als
hätte ihnen jemand erlaubt, etwas Ver-
botenes zu tun. Schliesslich bricht einer
das Eis, packt seinen Tisch und schiebt
ihn zu seinem Gspänli hinüber.

Im Schulhaus Juch in Zumikon kehrt
an diesem Montagmorgen damit offi-
ziell die Normalität zurück. Normali-
tät, die knapp drei Monate auf sich war-
ten liess: Seit dem 13.März befanden

sich die Schülerinnen und Schüler der
Primarschule Zumikon im Fernunter-
richt und danach im Halbklassenunter-
richt. Einige sehen sich seither zum ers-
ten Mal wieder.

AndersalsandereKantonehatZürich
bei der Öffnung der Schulen einen Son-
derweg eingeschlagen. Statt das System
wieder voll hochzufahren,entschied sich
der Kanton für einen umstrittenen Mit-
telweg: den Halbklassenunterricht. Der
Entscheid derZürcherBildungsdirekto-
rin Silvia Steiner (cvp.) sorgte für teil-
weise harsche Kritik. Am 8. Juni, einen
Monat nach dem politischen Tohuwa-
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bohu haben sich die Gemüter beruhigt.
Doch hat sich der Aufwand des Halb-
klassenunterrichts für die Schulen wirk-
lich gelohnt? Und was können sie aus
dieser Erfahrung mitnehmen?

«Wir brauchen einen Eintopf»

Der Zumiker Schulpräsident Andreas
Hugi und Schulleiter Philipp Apafi sit-
zen im Schulhaus Juch an einem run-
den Tisch und haben die Beine überein-
andergeschlagen. Sie wirken zufrieden.
«Ich habe immer gesagt: Wir können
nicht mit einem komplizierten Drei-
gangmenu starten. Wir brauchen einen
einfachen Eintopf», holt Apafi aus. «Es
war die Zeit, als Schockbilder aus Italien
durch die Medien gingen», erinnert sich
Hugi. Eltern, Schülerinnen, Lehrer:Alle
seien verunsichert gewesen.Gefragt war
eine schnelle Reaktion: «Philipp und ich
machten die gleicheAusbildung imMili-
tär.Wir waren uns sofort einig.»

Weil jedesGerichteinRezeptbraucht,
ging Apafi an dem Tag, als der Bundes-
rat die Schulschliessungen verkündete,
in seinen Keller und fing an, alte Bla-
chen zusammenzunähen. In der Turn-
halle,wo die Corona-Krisen-Sitzung des
Juch-Schulhauses stattfand,gab es keine
Leinwand.«Die sonst so eintönige Stelle
als Schulleiter nahm neue Züge an. Es
war eine spannende Zeit», sagt Apafi.
Und so wurde aus dem Schulleiter ein
Chefkoch. Innert Tagen kreiertenApafi
und Hugi mithilfe der Lehrerinnen und
Lehrer ein Konzept für den Fernunter-
richt.Zwar sei bereits eine digitale Infra-
struktur vorhanden gewesen,dochwirk-
lich benutztwurde sie bis anhin nicht.«In
Sachen Digitalisierung erlebten unsere
Lehrer einen Corona-Boost», sagt Hugi.
Die meisten hätten vorher ab und zu
ein Video im Unterricht gezeigt. Plötz-
lich konnten sie nur noch mittels eines
Computerprogramms unterrichten.
«Alle waren gefordert.»

Doch ganz ohne persönlichen Kon-
takt ging es dann doch nicht: Ein Mal
pro Woche konnten die Kinder ihre
Aufgabenblätter in der Schule abholen.
Weil es Eltern gegeben habe, die ihre
Kinder ausAngst vor einer Ansteckung
nicht in die Schule gehen lassen wollten,
schwang sich Schulleiter Apafi kurzer-
hand auf sein Fahrrad. Jeden Tag hätten
ihm die Lehrer Päckchen mit den Auf-
gabenblättern geschnürt, die Apafi an
bis zu sieben Familien auslieferte. «So
konnte ich mich gleich ein wenig mit den
Eltern unterhalten. Das war köstlich.»

«Rückblickend kannman sagen, dass
wir unseren Kindern zu wenig zugetraut
haben», resümiert Hugi. Man habe den
Kindern im Fernunterricht zu Anfang
absichtlich weniger obligatorische Auf-
gaben erteilt, um sie nicht zu überfor-
dern.Als der Halbklassenunterricht vor
der Tür stand, waren Hugi und Apafi
frohumdiesen gestaffeltenStart.«Heute
kann man sagen, das war der richtige
Schritt», sagt Schulleiter Apafi. Das fin-
det auch Monika O’Doherty, Klassen-
lehrerin einer gemischten 4.–6. Klasse.
Dank der reduzierten Schülerzahl hät-
ten sich die Lehrerinnen auf die schwä-
cheren Schüler fokussieren können, die
im Fernunterricht durch die Maschen
gefallen sind. «Durch die Halbklassen
konnten wir deutlicher sehen, an wel-
chem Punkt welcher Schüler steht und
was aufgearbeitet werden muss.»

Sarah Knüsel revidiert Aussage

Auch Sarah Knüsel, die Präsidentin des
Zürcher Schulleiterverbandes, zieht aus
dem gestaffelten Wiedereinstieg ein
positives Fazit.«Durch den Startmit den
Halbklassen konnten die Lehrpersonen
die Kinder besser abholen und indivi-
duell fördern», sagt sie. Noch zu Beginn
des Lockdowns hatte Knüsel die Be-
fürchtung geäussert, dass die Corona-
Krise den Bildungsweg vieler Kinder
nachhaltig beeinflussenkönnte.«Eswird
nicht einzelne Kinder geben, die eine
Klasse wiederholen müssen – das wird
eher flächendeckendeinProblem»,sagte
sie damals im Interview mit der NZZ.

Die Aussage sorgte für Wirbel. Dass
alle Schülerinnen und Schüler um ein
Jahr zurückgestuft würden, sei kein
Thema, dementierte Bildungsdirektorin
Silvia Steiner. Gut zwei Monate später
relativiert auchKnüsel: «Der Fernunter-
richt hat imAllgemeinen recht gut funk-
tioniert.» Zwar sei die Schere zwischen
Schülern privilegierter und weniger pri-
vilegierterHerkunftweiter aufgegangen.

Dank der intensiveren Einzelbetreuung
in den letztenWochen habeman die ent-
standenen Ungleichheiten aber wieder
relativ gut ausgleichen können.

Laut Knüsel hatte die Corona-Krise
auch ihr Gutes: «Der Fernunterricht hat
derDigitalisierung an den Schulen einen
enormen Schub und Sinn gegeben, was
ich sehrbegrüsse.»VieleSchulenwürden
die gewonnenen ICT-Kompetenzenauch
weiterhin in den Unterricht einfliessen
lassen.Zugleich habe der Fernunterricht
dieSelbständigkeit derKinder gefördert.

Plexiglas im Schulzimmer

Ein anderes Modell für den Wieder-
einstieg gewählt hat der Kanton Aar-
gau. Hier findet der Unterricht an der
Volksschule schon seitAnfang Mai wie-
der im Vollbetrieb statt. Die NZZ hat
das Schulhaus Dättwil in Baden am ers-
ten Tag nach dem Lockdown besucht.
Damals war die Freude bei Schülern
und Lehrpersonen gross, einige wurden
beim grossen Wiedersehen aber auch
von einem mulmigen Gefühl begleitet.
Einen Monat später blickt Schulleiterin
Christin Hadorn zufrieden zurück: «Es
war sehr gut, direkt mit dem Normal-
betrieb zu starten», sagt sie.

Organisatorisch habe das Vorgehen
vieles vereinfacht und auch die Eltern
entlastet. Aus epidemiologischer Sicht
fällt ihre Bilanz ebenfalls positiv aus:
Die Schülerinnen und Schüler hät-
ten sich schnell an die Schutzmassnah-
men gewöhnt. Unterdessen habe man
in allen Schulzimmern Plexiglasschei-
ben angebracht, so dass die Kinder der
Lehrperson auch vis-à-vis sitzen könn-
ten.AuchVisiere seien im Einsatz. «Und
das Händewaschen mit Seife wird nach
wie vorbei allenganzgross geschrieben.»
Das SchulhausDättwil blieb bisher denn
auch vonAnsteckungen verschont.

Ende gut, alles gut? «Zuerst müssen
wir die Kinder wieder an den Schulall-
tag gewöhnen», sagt die Zumiker Klas-
senlehrerin Monika O’Doherty. Auch
wenn das Home-Schooling im Gros-
sen und Ganzen gut funktioniert habe,
müsse man die Kinder daran erinnern,
dass sie wieder in der Schule seien. «Erst
gerade kam ein Schüler ohne Schulthek
zur Schule. Das wäre früher natürlich
nicht passiert.» Fest steht, die Corona-
Zeit hinterlässt bei den Kindern ein mul-
miges Gefühl. «Es sind vil zvil Lüüt!»,
sagt eine Schülerin in der Pause zu ihren
Freundinnen.Und auch im Schulzimmer
sei es so laut und voll. Das sei «schon
komisch». Aber immerhin «nicht mehr
so langweilig» wie in den Halbklassen.

Der Kantonsrat
will den Kaderärzten die Boni kürzen
Turbulenzen am Unispital befeuern Lohn-Debatte, selbst Bürgerliche sehen Handlungsbedarf

JAN HUDEC

Im Normalfall hinkt die Politik dem
Tagesgeschehen hinterher. Am Montag
war es im Kantonsrat in der Messehalle
in Oerlikon aber für einmal anders.Eine
vor zwei Jahren eingereichte Motion
von CVP,GLP und SP, die auf Boni und
Honorare von Ärzten abzielt, hat durch
die Ereignisse der letztenWochen plötz-
lichAktualität erlangt.Die Rede ist von
der öffentlichen Kritik an gleich drei
Klinikdirektoren des Zürcher Universi-
tätsspitals. Sie sollen sich aus finanziel-
len Interessen verschiedene Verfehlun-
gen geleistet haben. Zwar sind in diesen
Fällen noch mehrere Untersuchungen
hängig. Doch besagte Motion gab den
Parlamentariern dieMöglichkeit,mitten
in der heissen Debatte ein Zeichen zu
setzen. Und das wollten sich die Kan-
tonsräte nicht nehmen lassen.

Konkret fordert die Motion vom
Regierungsrat, das Spitalgesetz so an-
zupassen, dass in Spitälern mit einem
Leistungsauftrag des Kantons «mengen-
abhängige Honorar- und Bonusverein-
barungen nicht oder nur noch stark be-
schränkt möglich sind».

«Ein Unding»

Der Erstunterzeichner Lorenz Schmid
(cvp., Männedorf) stellte zwar klar,
dass der Vorstoss nichts mit den Vor-
kommnissen am Universitätsspital zu
tun habe.Die Motion ziele vielmehr auf
etwas Grundlegenderes ab – nämlich
auf die steigenden Gesundheitskosten.
«Mengenabhängige Boni sind ein Un-
ding», sagte Schmid. Denn sie führten
dazu, dass auch Eingriffe gemacht wür-
den, die aus medizinischer Sicht nicht
zwingend nötig seien. Der SP-Kantons-
ratAndreas Daurù (Winterthur) meinte,

dass die Motion durch die Situation am
Universitätsspital durchaus an Brisanz
gewonnen habe. Die Vorfälle zeigten,
dass Fehlanreize bestünden. «Von den
mengenabhängigen Boni versuchen so-
wohl die Spitäler als auch die Ärzte zu
profitieren.Auf der Strecke bleiben die
Patienten.» Zwar entscheide am Ende
der Patient, ob er einen Eingriff wolle.
Aber dabei vertraue er nun einmal auf
die Expertise der Profis.

Mit dieser Motion bestehe nun eine
Chance, geldgetriebener Mengenaus-

weitung einen Riegel zu schieben. Dies
empfehle notabene auch die Experten-
gruppe, welche zuhanden des Bundes-
rats einen Bericht erarbeitet hat, wie
im Gesundheitswesen Kosten gespart
werden könnten. In die gleiche Kerbe
schlug Kaspar Bütikofer (al., Zürich).
«Der hippokratische Eid hat nicht
immer die gleiche Stärke wie das öko-
nomische Interesse eines Arztes», sagte
er. Nicht Mengen sollten aber belohnt
werden, sondern Qualität.

Auchdie bürgerlicheSeite gestand zu,
dass ein gewisser Handlungsbedarf be-
stehe.Die Motion sei dafür aber der fal-
scheWeg, hiess es von FDP und SVP. So
sagteBettinaBalmer (fdp.,Zürich):«Wir
sehen diemengenabhängigenBoni auch
kritisch,undwir erwarten von den Spitä-
lern, dass sie Exzesse verhindern.» Die
Motion gehe in ihrerAbsolutheit aber zu
weit.Fixlöhne zuverordnen,nütze nichts.
Vielmehr seien im Finanzierungssystem
die Anreize so zu setzen, dass Qualität

und Effizienz belohnt würden.Als einen
derwichtigsten Schritte siehtBalmer die
einheitliche Finanzierung von ambulan-
ten und stationären Leistungen. Dies
würde eine Verschiebung vom stationä-
ren in den kostengünstigeren ambulan-
ten Bereich fördern.

Die SVP sah es ähnlich. Claudio
Schmid (Bülach) warnte davor, «auf-
grund einiger Ereignisse am Universi-
tätsspital nun das Kind mit dem Bade
auszuschütten». Die Motion sei wenig
freiheitlich. Valentin Landmann (svp.,
Zürich) doppelte nach und sagte, der
Vorstoss sei nicht durchdacht. So sei zum
Beispiel unklar, wie man mit den Löh-
nen von Belegärzten umgehen wolle, die
ja nicht an den Spitälern angestellt seien.
Es sei aber durchaus angebracht, sich zu
überlegen, wie man Anreize zur Quali-
tätssteigerung setzen könne.

Kein Verbot, aber einschränken

Dem widersprach an sich auch der
Motionär Daniel Häuptli (glp., Zürich)
nicht. Das Belegarztsystem sei wichtig –
«und wir sagen ja auch nicht, dass man
Boni komplett verbieten, sondern nur,
dass man sie einschränken soll». Die
Politik müsse hier Leitplanken setzen.

Dem pflichtete die Mehrheit bei,
die Motion wurde mit 96 zu 72 Stim-
men überwiesen. Mehr als ein Zei-
chen setzten die Räte damit aber wohl
nicht. Denn das Spitalgesetz wird der-
zeit ohnehin überarbeitet. So meinte
denn auch Gesundheitsdirektorin Nata-
lie Rickli, dass die Überweisung der
Motion eigentlich unnötig sei, «denn wir
haben den Handlungsbedarf erkannt».
Über die genaueAusgestaltung des Ge-
setzes könne der Rat demnächst disku-
tieren,wenn dieVorlage dem Parlament
unterbreitet werde.

Fehlanreize müssen
beseitigt werden
Kommentar auf Seite 9

BEZIRKSGERICHT ZÜRICH

«Freund der Familie» und Vergewaltiger
51-jähriger Mann wird zu einer teilbedingten Freiheitsstrafe von 36 Monaten verurteilt

TOM FELBER

Die Öffentlichkeit ist vom Prozess am
Bezirksgericht Zürich ausgeschlossen.
Gerichtsreporter müssen sich an Auf-
lagen halten: Die Protagonisten sollen
nicht identifizierbar sein. Dass sie ur-
sprünglich aus einem anderen Kultur-
kreis stammen,wird in derVerhandlung
aber immer wieder thematisiert.Der Be-
schuldigte ist ein 51-jähriger Mann, der
imAusland geboren ist, seit über 30 Jah-
ren in der Schweiz lebt und inzwischen
auch Schweizer Staatsbürger ist. Vorge-
worfen wird ihm ein klassisches «Vier-
Augen-Delikt», es gibt keine Zeugen.

In der Anklage steht, er habe die er-
wachsene Tochter einer befreundeten
Familie vergewaltigt. Die Frau leidet an
einer kognitiven Entwicklungsstörung,
Teilbereiche des Gehirns sind auf dem
Stand eines neunjährigen Mädchens.
Sie lebte im betreuten Wohnen einer
Stiftung. Der Beschuldigte arbeitet in
der Gastronomie, war ein Kollege des
Vaters, galt als «Freund der Familie» und
fuhr die junge Frau zweimal wöchentlich
mit dem Auto in eine spezielle Schule.
Dabei soll er sie mehrfach sexuell be-
lästigt haben. Schliesslich soll er mit ihr
eines Tages in einenWald gefahren sein
und sie dort vergewaltigt haben. Die
Staatsanwältin verlangt dafür eine Frei-
heitsstrafe von 54 Monaten.

Wie bei «Romeo und Julia»

Ganz anders klingt die Version der Ver-
teidigung:Die junge Frau wäre problem-
los in der Lage gewesen,mit öffentlichen
Verkehrsmitteln zur Schule zu fahren.
Sie habe aber seit vier Jahren einen
Freund gehabt, aus einem anderen Kul-
turkreis. Ähnlich wie in der Geschichte
vonRomeo und Julia seien beideEltern-

paare gegen diese Beziehung gewesen.
Der Beschuldigte habe die Frau aufAn-
weisung von deren Eltern nur deshalb
chauffiert, damit sie ihren Freund nicht
treffen konnte. Die Frau habe den Fah-
rer als «Störenfried» empfunden und die
Vergewaltigung frei erfunden,um ihn los-
zuwerden.«DassMenschenausLiebe lü-
gen,kommt häufig vor», sagt derAnwalt.

AufAnraten desVerteidigers verwei-
gert der Beschuldigte vor Gericht jeg-
liche Aussage. Der zuvor völlig unbe-
scholtene, nicht vorbestrafte Familien-
vater beteuert nur in seinem Schluss-
wort: «Ich wollte der Familie nur helfen.
Ich weiss nicht, warum sie mir so etwas
angetan haben. Das hat mich scho-
ckiert.» Er habe keinen Fehler gemacht
und sei unschuldig. Er sass elf Tage in
Untersuchungshaft, nachdem die junge
Frau einer Betreuerin dieVorwürfe von
sich aus erzählt hatte.

Die Staatsanwältin sieht die Straf-
tatbestände der Vergewaltigung, der
mehrfachen sexuellen Nötigung, der
Pornografie und der mehrfachen sexu-
ellen Belästigung erfüllt. Die Aussagen
der Frau seien ehrlich und glaubwürdig,
auch wenn sie diese in der sprunghaf-
ten Weise eines Kindes gemacht habe.
Immerhin habe der Beschuldigte bei
einer ersten polizeilichen Einvernahme
auch zugegeben, der FrauHandy-Videos
gezeigt zu haben, die ihn beim Sex mit
Prostituierten zeigten.

DieAnwältinderPrivatklägerinbean-
tragt eine Genugtuung von 20 000 Fran-
ken. Die Schilderungen der jungen Frau
seienoft derart speziell,dass sieohneent-
sprechenden Erlebnis-Hintergrund gar
nichtmöglich seien.ImFalle,dassdasGe-
richt Zweifel an der Schuld des Beschul-
digtenhabe,beantragt dieGeschädigten-
vertreterin die Einholung eines aussage-
psychologischen Gutachtens.

Für den Verteidiger sind die Aussa-
gen der jungen Frau widersprüchlich.
Die Nötigungshandlungen seien in der
Anklage nicht genau genug beschrie-
ben. Die Art und Weise, wie eine Poli-
zistin die junge Frau befragt habe, sei ein
Lehrbuchbeispiel für unzulässige Sug-
gestionen. Die sprachlich sehr limitierte
Frau habe oft einfach die Formulierun-
gen wiederholt, die ihr von der Polizistin
vorgeschlagen worden seien.

Detailreiche Schilderung

Das Bezirksgericht Zürich verurteilt den
Beschuldigten wegen Vergewaltigung,
spricht ihn aber von den übrigen An-
klagepunkten frei. Der Mann wird mit
einer teilbedingten Freiheitsstrafe von
36Monaten bestraft, 10 Monate werden
vollzogen, 26 aufgeschoben. Das Op-
fer erhält eine Genugtuung von 10 00o
Franken. Das Gericht, das die Einver-
nahmen der jungen Frau auf Video an-
sehen konnte, habe auch ohne Glaub-
haftigkeitsgutachten den Eindruck, dass
die Frau nicht in der Lage sei, eine sol-
che Geschichte zu erfinden, begründet
der Vorsitzende. Es habe zu viele origi-
nelle Details darin.Das vomVerteidiger
für eine Falschanschuldigung genannte
Motiv wirke relativ weit hergeholt.

Die Nötigung für die Vergewalti-
gung sei nur knapp erfüllt und grenze
an einenVersuch.Er habe keine körper-
liche Gewalt angewendet und sofort von
ihr abgelassen, als sie über Schmerzen
geklagt habe. Der für Vergewaltigung
nötige psychische Druck liege vor allem
darin begründet, dass er seine Vertrau-
ensstellung und die geistigen Defizite
der Frau ausgenützt habe.

Urteil DG190 340 vom 8. 6. 2020, noch nicht
rechtskräftig.

«In Sachen Digitali-
sierung erlebten
unsere Lehrer
einen Corona-Boost.»
Andreas Hugi
Zumiker Schulpräsident
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